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Analyse

Ohne Hektik: Polen auf dem Weg zum Euro
Gunter Deuber, Frankfurt/Main 

Zusammenfassung
Lange war die Einführung des Euro in Polen ein politisch wenig beliebtes Th ema. Daher wurden die ökono-
mischen Chancen und Risiken der Einführung wie auch die Risiken eines zu raschen Beitritts zur Eurozone 
kaum diskutiert. Im September wurde die Euroeinführung als Ziel dann politisch deutlich aufgewertet. Von 
Regierungseite wird derzeit der 1. Januar 2012 als »Arbeitsdatum« für einen Beitritt zur Eurozone genannt. 
Auch wenn ein Beitritt zu diesem Datum de jure möglich ist, sprechen de facto einige ökonomische Über-
legungen sowie Erfahrungen anderer Eurozonen-Mitglieder gegen eine zu rasche Einführung der gemeinsa-
men europäischen Währung in Polen. Eine Mitgliedschaft zu einem etwas späteren Zeitpunkt würde nicht 
zu vernachlässigende ökonomische Risiken begrenzen. Dennoch ist es als positiv zu bewerten, dass die aktu-
elle Regierung klare Schritte eingeleitet hat, um die Bevölkerung mental auf den Euro vorzubereiten, und 
die Debatte über die Expertenkreise hinaus ausgedehnt hat – zumal die Eurozonen-Mitgliedschaft mittelfris-
tig für Polen von hohem Nutzen sein sollte: Wichtige Indikatoren der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
deuten darauf hin, dass Polen mittelfristig dem Wettbewerbsdruck in der EU ohne Ausgleichsinstrument in 
Form einer eigenen Währung standhalten kann. 

Jahrelang hatte die Einführung des Euro in Polen 
keine Priorität. Die Aversion gegen den Euro war vor 

allem politisch motiviert. Die Regierungskoalition aus 
Nationalkonservativen und Rechtspopulisten unter der 
Ägide der Partei Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Spra-
wiedliwość – PiS) war sogar ein erklärter Euro-Gegner. 
Der mit dem Euro einhergehende Souveränitätsverzicht 
schreckte nationalkonservative Kreise ab. Aber auch 
die amtierende liberal-konservative Regierungskoali-
tion war zum Amtsantritt vor einem Jahr nur verhalten 
positiv gegenüber einer Eurozonen-Mitgliedschaft ein-
gestellt. Finanzminister Jan Vincent-Rostowski sprach 
zunächst von 2015 als realistischem Datum. Vor allem 
auch bei der Bevölkerung war die Euroeinführung 
wegen befürchteter Preiserhöhungen lange unpopu-
lär, was den mangelnden politischen Willen teilweise 
erklärt. Allerdings ist der Attentismus Polens in Bezug 
auf einen raschen Beitritt zur Eurozone auch aus rein 
ökonomischer Perspektive verständlich, obgleich Polen 
seit langem fast alle nominalen Konvergenzkriterien (die 
sog. Maastricht-Kriterien) zur Einführung des Euro 
erfüllt bzw. sie mit Leichtigkeit erfüllen könnte. Von 
polnischen und ausländischen Ökonomen wird aller-
dings zu Recht der geringe Stand der realwirtschaft-
lichen Konvergenz als Hindernis für einen schnellen 
Beitritt diskutiert. Zum Jahresende soll die Polnische 
Nationalbank (Narodowy Bank Polski – NBP) einen 
detaillierten Bericht über die Auswirkungen der Euro-
einführung in Polen vorlegen.

Umso mehr überrascht es, dass das Ziel, den Euro 
einzuführen, schon im September dieses Jahres poli-

tisch deutlich aufgewertet wurde. Ministerpräsident 
Donald Tusk verkündete öff entlichkeitswirksam und 
ohne publik gewordene Koordination mit anderen rele-
vanten Akteuren im Vorfeld, man wolle in Polen 2011 
Euro-Beitrittsreife erlangen. Eine gewisse Abstimmung 
mit dem Finanzministerium gab es aber off enbar. Es sei 
daran erinnert, dass Finanzminister Rostowski sich in 
der Vergangenheit als Euro-Verfechter hervortat. In den 
Jahren 1999 bis 2001 erreichte er dabei zweifelhafte Pro-
minenz. Lange vor Finalisierung des Beitritts zur Euro-
päischen Union sprach er sich für eine einseitige »Euro-
isierung« in Polen aus, d.h. ohne Absprache mit der 
Europäischen Zentralbank (EZB) und Brüsseler Insti-
tutionen. Mit dem Zieldatum 2011 erreichte Minister-
präsident Tusk die mediale Öff entlichkeit. Dieses fast 
provokante Datum liegt vor jedem realistischen Zeit-
plan. Dennoch wurde es am internationalen Finanz-
markt zunächst positiv aufgenommen; der Złoty und 
inländische Staatsanleihen mit langen Laufzeiten ver-
zeichneten direkt danach starke Zugewinne. Die jüngs-
ten Entwicklungen zeigen klar: Die aktuelle Regierung 
strebt einen raschen Beitritt zur Eurozone an. 

Rein technisch gesprochen wäre eine Euroeinfüh-
rung frühestens Mitte 2011 möglich, und dies auch nur, 
wenn sofort alle Hebel in Bewegung gesetzt würden. Der 
Beitritt zum Europäischen Wechselkursmechanismus II 
(WKM II), »dem Warteraum« oder »Fegefeuer« für die 
Eurozone, müsste quasi sofort, jedoch spätestens zum 
Jahreswechsel oder im ersten Quartal 2009 erfolgen. 
Der WKM II erfordert eine Teilnahme an einem rela-
tiv stabilen Festkursregime zum Euro über einen Zeit-
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raum von mindestens (!) zwei Jahren. Die Teilnahme 
am WKM II gilt als fi naler Test, inwieweit ein Kan-
didat reif ist, ohne größere Wechselkursspannungen 
(also die Vorstufe irreversibler Wechselkurse) und mit 
einer recht einheitlichen Geldpolitik in die Eurozone 
aufgenommen zu werden. Mit abschließender Prüf-
phase durch die europäischen Institutionen nach zwei 
erfolgreichen Jahren im WKM II könnte die Euroein-
führung dann frühestens im Jahresverlauf 2011 erfol-
gen. Dieses Szenario ist indes unter Berücksichtigung 
der aktuellen Faktenlage unrealistisch. Die Koordina-
tion zwischen den für einen WKM II-Beitritt relevan-
ten polnischen und europäischen Institutionen befi n-
det sich noch in einem frühen Stadium. Die Reaktion 
auf EU-Ebene in Bezug auf das polnische Vorpreschen 
fi el verhalten aus, zumal der Vollzug eines Eurozonen-
beitritts zum Jahreswechsel (also frühestens zum Jah-
reswechsel 2011/2012) eine (unausgesprochene) EU-
Konvention darstellt.

Nach der medienwirksamen Ankündigung des Ziel-
datums 2011 hat die Regierung mittlerweile verlauten 
lassen, dass 2012 eher als realistisches Datum für den 
Eurobeitritt zu betrachten ist. Aber selbst solch ein Sze-
nario ist ambitioniert, denn auch ein WKM II-Beitritt 
in der ersten Jahreshälfte 2009 stellt noch keinen Bei-
tritt zum Jahreswechsel 2011/2012 sicher. Auch die Slo-
wakei und Slowenien blieben, inklusive letzter Prüf-
phase, etwas länger als die mindestens notwendigen 
zwei Jahre im WKM II. Unter Beachtung der derzei-
tigen globalen ökonomischen Unsicherheiten erscheint 
zudem ein WKM II-Beitritt in der zweiten Jahreshälfte 
2009 als der frühest ratsame Termin. Bis dahin sollte 
eine gewisse Klarheit über den Infl ationstrend in Polen 
(auch in Relation zur Eurozone), das Ausmaß der real-
wirtschaftlichen Schwäche in der Eurozone und auch 
die polnische Budgetentwicklung vorliegen. In Anbe-
tracht des sich abzeichnenden binnenwirtschaftlichen 
Abschwungs könnten die Budgetziele unter Druck gera-
ten. Eine hinreichende fi skalische Konsolidierung in 
Bezug auf die Eurozonen-Mitgliedschaft sollte aber auf 
ein Budgetdefi zit deutlich unter der 3%-Marke (also 
bei etwa 1–2 % des BIP) abzielen, um sich zukünftige 
Spielräume im Rahmen europäischer Stabilitätsvorga-
ben zu sichern. 

Des Weiteren werden die EU-Institutionen, v. a. die 
EZB, gerade bei dem mit Abstand größten ostmitteleu-
ropäischen Beitrittskandidaten zur Eurozone die nach-
haltige Erfüllung aller Maastricht-Kriterien sehr genau 
prüfen. Das bedeutet, dass seitens der EU eine Phase 
von mehr als zwei Jahren im WKM II erwünscht sein 
könnte. Vor allem die EZB erweckte in den letzten Jah-

ren den Eindruck, dass sie eher eine spätere Eurozonen-
Mitgliedschaft Polens präferiert. Allerdings haben die 
jüngsten Erfahrungen Sloweniens und vor allem der 
Slowakei gezeigt, dass die europäischen Institutionen 
einem Euro-Kandidaten grünes Licht geben, solange 
er die harten nominalen Maastricht-Kriterien deutlich 
erfüllt, und zwar auch, wenn die EZB Zweifel an deren 
nachhaltiger Erfüllung anmeldet.

Abgesehen von diesem technisch-institutionellen 
Aspekt eines möglichen Beitrittstermins zur Eurozone 
legt der jüngste polnische Vorstoß weitere Betrachtungs-
weisen nahe. Sowohl der ökonomische Sinn eines raschen 
Beitritts als auch nicht-ökonomische Gründe sollen im 
Folgenden erörtert werden. Es erfolgt zunächst eine wäh-
rungspolitische und ökonomische Analyse und anschlie-
ßend eine Betrachtung der politischen Aspekte. 

Mittelfristige Vorteile und Risiken
Die Einführung des Euro erscheint für alle EU-Staa-
ten Ostmitteleuropas als sinnvoll und langfristig wohl-
fahrtssteigernd. Die Transaktionskosten im Handel 
und durch Währungsrisiken verringern sich, Preise 
und Wettbewerb werden transparenter. Vor allem wird 
langfristig die realwirtschaftliche Integration mit West-
europa gestärkt. Ferner werden sich die langfristigen 
Zinsen auf Eurozonen-Niveau einpendeln, die Län-
derrisikoprämie am Finanzmarkt sollte zurückgehen 
und die geldpolitische und fi skalische Glaubwürdig-
keit steigen. Zudem bedingt die relativ hohe Verschul-
dung polnischer Haushalte in Euro und Schweizer Fran-
ken, dass ein Großteil ihrer Zinskosten von dem durch 
die EZB festgelegten Zinsniveau abhängt (die Schwei-
zer Notenbank orientiert sich trotz de jure geldpoliti-
scher Autonomie in praxi eng an der EZB-Zinssetzung 
bzw. dem Euro-Franken-Kurs und der Wirtschaftsent-
wicklung in der Eurozone). Etwa 25 % der Kredite in 
Polen werden in Fremdwährung aufgenommen. Inso-
fern scheint es sinnvoll, bei der EZB in Frankfurt ein 
Mitspracherecht zu haben bzw. sich schnell dem Zins-
zyklus und dem Zinsniveau der Eurozone anzunähern. 
Ferner könnte das zu lange Festhalten an einem tenden-
ziell aufwertenden Złoty die in nominalen Euro-Beträ-
gen fi xierten Zahlungen der Europäischen Union an 
Polen reduzieren. Insofern besteht für Polen als einem 
der Hauptprofi teure der EU-Fonds ein gewisses Inte-
resse an einer begrenzten zukünftigen Złoty-Aufwer-
tung, wenn auch dieses Argument im Vergleich zu den 
anderen skizzierten Argumenten für den Beitritt ein 
geringeres Gewicht hat. 

Die kurzfristigen Gewinne der Euroeinführung 
werden für die polnische Volkswirtschaft im regiona-
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len Vergleich eher niedrig ausfallen. Polens Volkswirt-
schaft ist aufgrund der eigenen Größe weniger mit West-
europa verfl ochten als die kleinen off enen Volkswirt-
schaften Tschechiens, Ungarns oder der Slowakei bzw. 
weist einen geringeren Grad an Off enheit – gemessen 
als Exporte oder Gesamthandelsvolumen des Bruttoin-
landsprodukts (BIP) – auf. Ferner ist die Euroeinfüh-
rung generell und auch in Polen nicht nur mit deutli-
chen Gewinnen, sondern auch mit potenziellen Kosten 
oder Risiken verbunden. Vor allem eine rasche Euro-
einführung setzt Polen makroökonomischen Risiken 
aus. Wenn gemäß einer Übereinkunft von Regierung 
und Zentralbank 2011 alle Maastricht-Kriterien erfüllt 
werden sollen, könnte dies einen deutlich restriktiveren 
geldpolitischen Kurs erfordern als bei geldpolitischer 
Autonomie. Angesichts der aktuellen Unsicherheiten 
auf den Finanzmärkten könnte die NBP die polnische 
Konjunktur auf diese Weise behindern. Zudem würde 
sich in einer solchen Situation die Diff erenz der kurz-
fristigen Zinsen im Vergleich zur Eurozone, wo wei-
tere Zinssenkungen bevorstehen, deutlich vergrößern. 
Getrieben von diesem Zinsdiff erential könnte der Złoty 
wieder deutlich gegenüber dem Euro aufwerten, auch 
wenn die Złoty-Niveaus vom Frühjahr 2008 von vie-
len polnischen Exporteuren als sehr hoch bzw. zu hoch 
angesehen wurden. Ein solches Szenario würde der pol-
nischen Konjunktur einen weiteren Tiefschlag versetzen, 
auch wenn dann die Infl ation recht schnell zurückge-
hen würde. Neben den skizzierten binnenwirtschaftli-
chen Risiken könnte ein so verlaufender Kurs der NBP 
auch die EZB und Brüsseler EU-Institutionen skeptisch 
werden lassen, was die nachhaltige makroökonomische 
Stabilität in Polen (inklusive der nachhaltigen Konver-
genz der Infl ation auf Eurozonen-Niveau) angeht. Fer-
ner könnten die Handelsbeziehungen zu den Nach-
barstaaten Tschechien und Ungarn unter einer zu frü-
hen und unkoordinierten Euroeinführung leiden, denn 
deren Währungen sollten tendenziell weiter gegenüber 
dem Euro aufwerten, falls beide Länder nachhaltig zur 
Eurozone konvergieren, aber nicht rasch beitreten und 
ihre nationalen Währungen noch behalten. 

Bei einem zu frühen Eurozonenbeitritt sind aber vor 
allem die Risiken zu erwähnen, die sich aus einem Bei-
tritt ohne hinreichende strukturelle Voraussetzungen 
ergeben. Ohne eine strukturelle Tiefenreformierung 
erhöht sich für ein Eurozonen-Mitglied nämlich die 
Anfälligkeit für asymmetrische ökonomische Schocks 
und steigende mikro- und makrokönomische Ungleich-
gewichte bzw. es vergrößert sich das Risiko einer sinken-
den internationalen Wettbewerbsfähigkeit (wie in Italien 
oder Portugal nach dem Beitritt zur Eurozone zu beob-

achten war). In diesem Kontext ist zu beachten, dass der 
Maastricht-Vertrag explizit »nur« nominale Kriterien der 
Beitrittsreife formuliert. Unverkennbare Unterschiede 
im Lebensstandard und Preisniveau der Eurozonen-Län-
der und Euro-Kandidaten werden nicht direkt berück-
sichtigt. Der Maastrichter Vertrag weicht somit der für 
Ostmitteleuropa relevanten Frage nach dem notwen-
digen Stand des realwirtschaftlichen Aufholprozesses 
in Bezug auf die Eurozonenreife aus. Er überlässt diese 
Entscheidung mehr oder weniger dem Kandidaten oder 
einer kritischen Einzelfallprüfung durch die EZB und 
die EU-Institutionen. 

Das Wohlstands- und Preisniveau in Polen ist der-
zeit deutlich unter dem Durchschnitt der Eurozone und 
auch unter dem Niveau der bisherigen Beitrittsländer 
oder anderer (potenzieller) ostmitteleuropäischer Kan-
didaten. Die reale wirtschaftliche Konvergenz in Polen 
ist also trotz Erfüllung der nominalen Maastricht-Kri-
terien niedrig. Folglich müssen die Preise und Löhne 
in Polen auf lange Sicht viel stärker als in der Euro-
zone steigen. Solch ein Aufholprozess der realen Kon-
vergenz gestaltet sich für ein Nicht-Mitglied des Wäh-
rungsblocks leichter, denn dann kann ein Teil der Preis-
niveauanpassung durch eine kontinuierliche und real-
wirtschaftlich untermauerte Aufwertung der Währung 
– bei hinreichender makroökonomischer Stabilität wie 
sie in der Vergangenheit bestand – ausgeglichen werden. 
So ist also durch die Aufwertung der eigenen Währung 
ein Gleichklang zwischen nominaler und realer Konver-
genz möglich. Ansonsten – also in einem Festkurssys-
tem wie dem des Euro – werden Preisniveauanpassun-
gen eins zu eins durch eine recht hohe Infl ation vollzo-
gen. Eine strukturell deutlich über anderen Eurozonen-
Mitgliedern liegende Infl ation würde aber die interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit der polnischen Wirtschaft 
untergraben. Gerade für Polen liegt es auf der Hand, 
zunächst die mittelfristigen Erfahrungen in der Slowa-
kei genau zu studieren. Die Slowakei wird zum 1.1.2009 
als bisher ärmstes Beitrittsland (aber mit einem noch 
über Polen liegenden Wohlstands- und Preisniveau) den 
Euro einführen und könnte danach unter einem Anstieg 
der Infl ation leiden, da auch das Preisniveau langfristig 
zum Eurozonen-Niveau konvergieren wird. Zu beach-
ten ist dabei, dass die Strukturreformpolitik in der Slo-
wakei in den letzten Jahren deutlich erfolgreicher war 
als in Polen und so einem Infl ationsdruck entgegen-
wirkt. Der mit den notwendigen realwirtschaftlichen 
Aufholprozessen verbundene Infl ationsdruck sollte von 
den Eurozonen-Beitrittsländern nicht unterschätzt wer-
den und ein Beitritt zur Eurozone wegen der Festkurs-
problematik nicht zu früh angestrebt werden. Andern-
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falls würde die internationale Wettbewerbsfähigkeit der 
Volkswirtschaft leiden und eine lang anhaltende Sta-
gnation ohne die Option, die eigene Währung abwer-
ten zu können, drohen.

Um sich dem Wohlstandsniveau der Eurozone anzu-
nähern, wird Polen noch lange höhere Wachstumsra-
ten als die Kernländer der Eurozone (die per defi nitio-
nem die Geldpolitik der EZB dominieren) benötigen. 
Hohe Wachstumsraten könnten auch ein höheres Zins-
niveau erforderlich machen, um eine konjunkturelle 
Überhitzung zu verhindern. Somit könnte eine eigen-
ständige Zinspolitik für Polen mittelfristig im eigenen 
Interesse liegen bzw. würde ein zu rascher Eurozonen-
beitritt eine notwendige geldpolitische Autonomie zu 
früh beenden. 

Rein ökonomisch gesehen ist die Euroeinführung 
in Polen diff erenziert zu bewerten. Es gibt einige kaum 
abschätzbare Risiken, vor allem bei Voreiligkeit, einige 
schwer abschätzbare Vorteile, aber eben auch klare lang-
fristige Vorteile. Jedenfalls sollten die Risiken eines ver-
frühten Eurozonenbeitritts, bei zu enger Fokussierung 
auf nominale Kriterien, nicht unterschätzt werden. Für 
den Erfolg eines Neumitglieds in der Eurozone (und 
einen Erfolg der Eurozone selbst) ist entscheidend, dass 
der Kandidat hinreichend vorbereitet ist. Die Lösung 
von Problemen, seien sie struktureller oder fi skalischer 
Art, auf einen Zeitpunkt nach dem Beitritt zu verschie-
ben, ist nicht sinnvoll. Die Erfahrung lehrt, dass dann 
das Reformmoment fehlt. Rein ökonomisch erscheint 
eine weniger aggressive und doch klare Eurobeitritts-
strategie mit einem Zeitrahmen von etwa fünf bis sechs 
Jahren ab 2009 für Polen am ausgewogensten hinsicht-
lich der Chancen und Risiken. In dieser Zeit könnte die 
realwirtschaftliche Integration in die Eurozone weiter 
erhöht und das Wohlstandsniveau näher an die Euro-
zone herangeführt werden. Gleichzeitig sollte die Struk-
turreformpolitik vorangetrieben werden und damit der 
polnische Arbeitsmarkt fl exibler in Bezug auf Qualifi -
kationen, Löhne und geographische Mobilität gestaltet 
werden, zumal Polen mit einer klaren Beitrittsperspek-
tive auch als Nicht-Mitglied wie bisher von der öko-
nomischen Dynamik und Anziehungskraft der Euro-
zone profi tieren kann. Die aus ökonomischer Sicht eher 
schwache Performanz der italienischen und portugie-
sischen Volkswirtschaft nach dem Eurozonenbeitritt, 
bei zuvor unterbliebener Steigerung der internationa-
len Wettbewerbsfähigkeit im Beitrittszeitfenster, sollte 
Polen eine Warnung sein. 

Abschließend ist zu erwähnen, dass selbst ein Bei-
tritt zum WKM II erst erfolgen sollte, wenn alle tech-
nischen Fragen (inklusive möglicher Verfassungsrefor-

men bezüglich des Status der NBP) abschließend geklärt 
sind. Einen Beitritt zum WKM II sollte Polen erst voll-
ziehen, wenn eine Zweidrittelmehrheit im Parlament 
für eine notwendige Verfassungsänderung gesichert ist, 
damit die Wartezeit im WKM II möglichst kurz und 
spannungsfrei verläuft (die Regierungskoalition allein 
verfügt über diese Mehrheit nicht). Im Falle Polens 
hat das Argument der Spannungsfreiheit besonderes 
Gewicht, denn Unsicherheiten oder eine zu lange Zeit 
im WKM II wären verglichen mit Slowenien oder der 
Slowakei eine Enttäuschung und würden nicht zuletzt 
die Gefahr spekulativer Attacken auf den Złoty mit 
möglichen negativen realwirtschaftlichen Folgen deut-
lich erhöhen. Der WKM II ist nur solange ein stabili-
sierender Faktor, wie es einen glaubwürdigen Beitritts-
fahrplan gibt und die Aussicht besteht, die Maastricht-
Kriterien zu erfüllen. Ansonsten würde der Mechanis-
mus mit seinen Interventionspfl ichten und seiner impli-
ziten Anbindung an die Zinspolitik der EZB zu spekula-
tiven Aktivitäten einladen – falls es einen entsprechend 
liquiden Markt gibt. Der Złoty bietet viel Potenzial für 
spekulative Attacken, es könnten erhebliche Interven-
tionssummen erforderlich sein. Der Handel im Złoty 
ist der volumenstärkste Währungsmarkt in Ostmittel-
europa. Außerdem gibt es im Złoty auch einen liqui-
den und in die Zukunft gerichteten so genannten For-
wardmarkt, der die spekulative Positionierung ermög-
licht, zumal Erfahrungen am internationalen Finanz-
markt zeigen, dass Sanktionen in Form von spekula-
tiv verstärktem Verkaufsdruck auf einem Währungs- 
oder Zinsmarkt meist erst spät bzw. zu spät einsetzen 
können. Dann aber droht die Gefahr des spekulativen 
Überschießens.

Politisch gewollter Euro
Angesichts der nicht zu vernachlässigenden ökonomi-
schen Risiken einer raschen Euroeinführung und der 
bisherigen Zögerlichkeit polnischer Politiker, diese anzu-
gehen, stellt sich die Frage: Gibt es besondere Gründe 
für den derzeitigen Aktivismus? Die jüngste Beschleu-
nigung weist eine klare (innen-)politische Komponente 
auf. 

Erstens war die Regierungskoalition unter der Ägide 
der liberale Bürgerplattform (Platforma Obywatelska – 
PO) bis dato bei der Umsetzung ihrer ehrgeizigen wirt-
schaftspolitischen Reformagenda (oder besser ihrer 
Absichtserklärungen zum Amtsantritt vor einem Jahr) 
wenig erfolgreich. Bis 2015 sollte Polen zu den zehn 
am weitesten entwickelten EU-Ländern gehören. Kern 
dieses Aufholprozesses sollten eine bisher unterbliebene 
gravierende Reform des Steuersystems und eine bis jetzt 
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nicht erkennbare Beschleunigung der stockenden Priva-
tisierung sein. Mit der nun angegangenen Euroeinfüh-
rung wird zumindest ein Reformschritt im wirtschafts-
politischen Handlungsfeld gesetzt. 

Zweitens scheinen sich der Ministerpräsident wie 
auch die PO schon für die Präsidentenwahl im Herbst 
2010 und die Parlamentswahlen im Herbst 2011 zu posi-
tionieren und zugleich weiter mit der PiS abrechnen zu 
wollen. Ein klares Zusteuern auf die Eurozonen-Mit-
gliedschaft könnte besonders der PO vor dem Hinter-
grund ihres Wählerpotenzials zugutekommen. Sie ist vor 
allem im reicheren, wirtschaftlich erfolgreichen Westpo-
len verankert. Zudem hat sie den größten Wähleranteil 
bei der eher europhilen Wählerschaft der unter 25-Jäh-
rigen. Ferner sind führende polnische Wirtschaftsver-
treter gegenüber der Euroeinführung eher positiv ein-
gestellt. Somit passen die aktuellen Euro-Aspirationen 
der PO zu ihrer gewollt wirtschaftsliberalen Positionie-
rung. Im Zuge solcher polit-taktischen Überlegungen 
muss außerdem Folgendes beachtet werden: Die Regie-
rung ist mit der NBP übereingekommen, dass alle Maas-
tricht-Kriterien 2011 erfüllt sein sollen. Ein endgültiges 
Einverständnis der NBP zu einer Euroeinführung 2011 
oder 2012 gibt es aber (noch) nicht. In praxi wird bei der 
Euroeinführung viel von der NBP abhängen. Sollte es 
die Zentralbank nicht schaff en, etwa die Infl ationskri-
terien zu erfüllen, wäre sie der Sündenbock. Dies käme 
der PO wohl nicht ungelegen. Der aktuelle Präsident der 
NBP, Sławomir Skrzypek, ist ein langjähriger Mitstreiter 
der PiS. Seine politisch motivierte Nominierung im Jahr 
2006 wurde in akademischen und politischen Kreisen 
eher kritisch aufgenommen, was seine Qualifi kationen 
und vor allem seine politisch motivierten öff entlichen 
Statements betraf. Unlängst mischte Skrzypek sich wie-
der durch Äußerungen zur vermeintlichen Reformuntä-
tigkeit der PO-Regierung in die politische Debatte ein. 
Die EZB steht einer politisch agierenden NBP kritisch 
gegenüber und warnt beständig, dass politische Angriff e 
auf Notenbankpräsidenten – in Ostmitteleuropa – als 
besorgniserregende Indizien in Bezug auf die Unabhän-
gigkeit der Zentralbanken zu werten sind. 

Auf jeden Fall hat Ministerpräsident Tusk mit der 
überraschend ausgelösten Eurodebatte alle politischen 
Trümpfe in der Hand, zumal sich derzeit eine von der PO 
wohl klar gewollte innenpolitische Zuspitzung abzeich-
net. Europaskeptische Kreise, inklusive dem ehemali-
gen Ministerpräsidenten Jarosław Kaczyński, haben ihre 
Agitation gegen einen raschen Eurozonenbeitritt wieder 
aufgenommen. Als unmittelbare Reaktion auf das Ziel 
2011/2012 der PO, erklärte die PiS, eine Euroeinfüh-
rung zu diesem Zeitpunkt sei viel zu früh. Man könne 

über 2016 oder 2018 nachdenken, vielleicht auch 2020 
bis 2025. Die PiS fordert schon seit längerem ein Refe-
rendum über die Euroeinführung. Einem Referendum 
steht auch die aktuelle Regierung immer positiver gegen-
über, eventuell soll es bereits im Frühjahr 2009 durch-
geführt werden. Schon mit der vermeintlichen Notwen-
digkeit eines Referendums, unabhängig vom Ausgang, 
könnte die PO der PiS und dem Staatspräsidenten den 
Schwarzen Peter ewiger Blockade zuschieben. Zugleich 
könnte die PO die Zeit um das Referendum nutzen, um 
auf eine Mehrheit für die notwendigen Verfassungsän-
derungen hinzuarbeiten.

Drittens haben die jüngsten geopolitischen Span-
nungen mit Russland dem politischen Willen in Polen 
zur Integration in Europa (inklusive der Eurozone) Auf-
trieb gegeben. Mit einem Beitritt zum Euro wäre Polen 
Mitglied eines global wichtigen Währungsraums, hätte 
in der Eurozone dann ein Mitwirkungsrecht und könnte 
qualifi zierte Ansichten und Beiträge zu einer angemes-
senen Geldpolitik liefern. Des Weiteren hat die aktuelle 
globale Finanzmarktkrise auch in anderen Nicht-Euro-
zonen Ländern wie Dänemark, Schweden oder Ungarn 
zu einem Umdenken der politischen Elite und Bevöl-
kerung in Bezug auf den Sinn einer Eurozonen-Mit-
gliedschaft geführt. Überall wird der Euro nun deut-
lich positiver bewertet. Ferner könnte eine klare Eurozo-
nen-Strategie Polens dem Land eine gewisse Führungs-
rolle unter den Visegrád-Staaten einbringen. 

Die politische Einbettung der jüngsten Eurodebatte 
in Polen legt aber auch ganz klar den Schluss nahe: Soll-
ten zu starke und vor allem unpopuläre Anstrengungen 
zur Erreichung der Maastricht-Kriterien (etwa bezüg-
lich des Fiskaldefi zits) erforderlich sein, so könnte das 
Ziel der raschen Euroeinführung auch schnell wieder 
in den Hintergrund treten. 

Refl exionen über die Tagespolitik hinaus
Insgesamt wird eine zukünftige Euroeinführung in 
Polen die Vertiefung der ökonomischen Integration 
mit Europa fördern, unabhängig vom konkreten Bei-
trittsdatum und detaillierten Kosten- und Nutzenüber-
legungen. Angesichts der hier skizzierten Argumente 
ist es aber empfehlenswert, dass Polen eher etwas spä-
ter und nicht so früh wie de jure möglich der Euro-
zone beitritt. Vor allem der immer noch relativ geringe 
Stand der realwirtschaftlichen Konvergenz und die recht 
geringe Integration mit der Eurozone legen weniger 
Hektik in Bezug auf eine frühe Euroeinführung nahe, 
zumal Polen in den vergangenen Jahren einen struk-
turell gesünderen Wachstumspfad als manche andere 
ostmitteleuropäische Volkswirtschaft beschritten hat 
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und über gute Wachstumsaussichten verfügt. Je mehr 
sich Polen dann bezüglich realwirtschaftlicher Indika-
toren in Relation zur Eurozone selbstständig verbessert, 
desto mehr sollte mittelfristig und ökonomisch begrün-
det eine Eurozonen-Mitgliedschaft angestrebt werden. 
Ein Eurozonenbeitritt um 2015 wäre unter Berücksich-
tigung der Risiken eines zu frühen Beitrittes per se nicht 
als negativ zu beurteilen; auch eine klare, aber nicht zu 
schnelle Euroeinführung kann eine Win-Win-Strate-
gie für die aktuelle Regierung bedeuten. Zu lange sollte 
Polen indes auch nicht mit der Euroeinführung warten 
(zum Beispiel nicht bis 2025, wie im politischen Dis-
kurs lax vorgeschlagen wurde), denn langfristig wird 
die Erfüllung der Maastricht-Kriterien für Polen durch 
die Überalterung seiner Gesellschaft und die daraus 
resultierenden fi skalischen Belastungen eher schwieri-
ger als einfacher. 

Auf jeden Fall ist es als sehr positiv zu bewerten, dass 
die polnische Regierung die bisher klarsten Schritte ein-
geleitet hat, um das Land mental auf die Euroeinfüh-
rung vorzubereiten, und die Debatte über die engen 
Expertenkreise hinaus ausgeweitet hat. Dies erfordert 
einen gewissen politischen Mut, da die Formulierung 
einer konkreten Beitrittsstrategie und ein WKM II-Bei-
tritt Pfadabhängigkeiten in Richtung Eurozone – unab-

hängig von unsicheren zukünftigen politischen Konstel-
lationen – schaff en werden. Wenn der Beitrittsprozess 
weiter fortschreitet, wird zudem die derzeit nicht zu ver-
nachlässigende innenpolitische Komponente in Bezug 
auf die Sachfrage unwichtiger. Nach der Euroeinfüh-
rung sollte diese dann ganz in Vergessenheit geraten – 
vorausgesetzt, Polen ist strukturell hinreichend vorbe-
reitet, um mögliche negative Beitrittsschocks à la Ita-
lien oder Portugal zu vermeiden. Andernfalls könnte ein 
wenig erfolgreicher Eurozonenbeitritt in der polarisier-
ten politischen Landschaft Polens noch für längere Zeit 
ein Th ema bleiben und eine »Złoty-Nostalgie« oder gar 
Forderungen nach einem Eurozonenaustritt fördern. 
Gerade im euroskeptischen Deutschland hat letzten 
Endes nur der Erfolg des Euro sowie der relative wirt-
schaftliche Erfolg des Eurozonen-Mitglieds Deutsch-
land in Europa eine noch stärkere Nostalgie nach der 
alten D-Mark verhindert. Derzeit sieht es indes nicht 
danach aus, dass es in Polen nach einem Eurobeitritt in 
einem angemessenen Zeitfenster zu nostalgiefördernden 
negativen Eff ekten kommt. Wichtige Indikatoren der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit deuten darauf 
hin, dass Polen mittelfristig dem Wettbewerbsdruck in 
der Eurozone – eben ohne Ausgleichsinstrument einer 
eigenen Währung – standhalten kann. 

Die in diesem Beitrag vorgebrachten Standpunkte repräsentieren Ansichten des Verfassers, diejenigen erwähnter Institutio-
nen nicht notwendigerweise.

Über den Autor
Gunter Deuber, ausgebildeter Ökonom (und Philosoph), ist bei Deutsche Bank Research in Frankfurt/M. tätig, wo er 
in der Abteilung Global Risk Analysis für Potenzial- und Risikoanalysen der aufstrebenden Volkswirtschaften Osteu-
ropas zuständig ist.

Dokumentation

Presseerklärungen zur Einführung des Euro

Presseerklärung zum Treff en zwischen Ministerpräsident Donald Tusk und dem PiS-Vorsitzen-
den Jarosław Kaczyński zur Einführung des Euro in Polen

Warschau, 27.10.2008

Der Zeitplan zur Einführung des Euro in Polen, die Aktivitäten der Regierung im Zusammenhang mit der weltweiten 
Finanzkrise sowie der Haushaltsentwurf waren die Hauptthemen des Treff ens von Ministerpräsident Donald Tusk mit 
dem Vorsitzenden von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS), Jarosław Kaczyński. 

Nach dem Treff en teilte Donald Tusk mit, dass die Regierung einen Fahrplan für den Beitritt Polens zur Eurozone 
vorbereitet habe. Dieser solle am Dienstag auf der Sitzung des Ministerrats verabschiedet und anschließend Staats-
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präsident Lech Kaczyński im Kabinettsrat vorgestellt werden. Auf eine Frage hin sagte der Ministerpräsident, dass es 
zwischen ihm und Jarosław Kaczyński eine deutliche Meinungsverschiedenheit gebe, was den Termin des Beitritts zur 
neuen Währung angehe. »Der Vorsitzende der PiS, Kaczyński, informierte mich, dass er und seine Partei an einem spä-
teren Termin für die Annahme des Euro interessiert seien. Wir haben zur Kenntnis genommen, dass PiS nicht an einer 
Unterstützung für den schnelleren Weg der Regierung, d.h. Ende 2011, interessiert ist«, sagte der Regierungschef.

Der Ministerpräsident gab des Weiteren bekannt, dass er sich in nächster Zeit mit den Vorsitzenden aller Fraktio-
nen wegen des Beitritts unseres Landes zur Eurozone treff en wolle. Er fügte hinzu, dass er die Durchführung, die in 
dem von der Regierung vorbereiteten Fahrplan dargelegt wird, empfehlen werde. Seiner Einschätzung nach könne es 
noch in dieser Woche zu einem Treff en kommen. 

Der Vorsitzende des Ministerrats hob außerdem hervor, dass er und Jarosław Kaczyński überzeugt seien, dass 
Polen in der Lage sei, den Folgen der weltweiten Finanzkrise standzuhalten. »In einer nicht optimalen Situation für die 
Region, den Kontinent und die Welt ist Polen ein stabiler Staat. Unser Bankensystem und unsere Ersparnisse sind in 
einer guten Verfassung«, versicherte Donald Tusk. Er fügte hinzu, dass die Regierung Instrumente vorbereite, die nöti-
genfalls Garantien für den Kreditverkehr zwischen den Banken ermöglichen. Er stellte jedoch heraus, dass die Regie-
rung in dieser Angelegenheit sehr vorsichtig sein werde, da es vor allem ihre Aufgabe sei, die Sicherheit für die Bank-
einlagen der Bürger zu garantieren. 

Wie Donald Tusk mitteilte, ging aus dem Treff en mit dem Vorsitzenden von PiS hervor, dass PiS eine andere Mei-
nung als die Regierung zum Haushalt des kommenden Jahres habe und für eine Vergrößerung des Defi zits sei. Er zeigte 
sich aber überzeugt, dass Polen gerade aufgrund seiner im Vergleich zu anderen Ländern stabilen Situation den Aufga-
ben gewachsen sein werde, die in den Haushaltsentwurf Eingang fanden.

Übersetzung aus dem Polnischen: Silke Plate

Quelle: »Harmonogram wprowadzenia euro tematem rozmowy premiera z prezesem PiS« [Der Zeitplan der Euroeinführung ist Gesprächs-
thema zwischen dem Ministerpräsidenten und dem Vorsitzenden der PiS], Warszawa, 27.10.2008, www.premier.gov.pl (abgerufen am 
28.10.2008).

Presseerklärung zur Beratung des Kabinettrats zur Einführung des Euro in Polen

Warschau, 28.10. 2008

Am 28. Oktober 2008 fand im Präsidentenpalast die Sitzung des Kabinettrats (Rada Gabinetowa) statt, der sich mit 
der gegenwärtigen wirtschaftlichen Situation befasste.

Nach der Beratung sagte Staatspräsident Lech Kaczyński, dass sich die Gespräche auf die Mittel konzentriert hät-
ten, die Polen vor der Krise bewahren sollen, wobei es gegenwärtig aber in unserem Land keine Krise gäbe. Er unter-
strich, dass das Finanzsystem in Polen stabil sei. Darüber hinaus kündigte er an, dass er im Dezember eine weitere 
Sitzung des Kabinettrats anberaumen werde, die sich dem Haushaltsentwurf für 2009 widmen werde.  Dabei schloss 
er auch nicht aus, dass auf der Sitzung auch der Beitritt Polens zur Eurozone besprochen werde. Dieses Th ema wurde 
auch heute angesprochen. Der Staatspräsident sagte, der Euro solle Gegenstand einer Diskussion werden, in der alle 
Argumente gehört werden sollen. Er fügte hinzu, dass er für die Perspektive sei, in unserem Land die gemeinsame 
Währung einzuführen, da dies die Lage stabilisiere und ein wichtiges Signal für die Partner Polens wäre. Zusammen-
fassend unterstrich er die sehr gute Atmosphäre des Treff ens und die Sachlichkeit der Diskussion.

Übersetzung aus dem Polnischen: Silke Plate

Quelle: Euro powinno być przedmiotem dyskusji [Der Euro sollte Diskussionsgegenstand sein], Warszawa, 28.10. 2008, www.prezydent.pl 
(abgerufen am 31.10.2008).
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BIP pro Kopf zu Kaufkraftparitäten in % des EU27-Durchschnitts (EU27 = 100)
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Export in Ostmitteleuropa (2007)
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Öff entlicher Schuldenstand Ostmitteleuropa (2007) in % des BIP

Quelle: Eurostat
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Zunehmende Risiken der Überalterung in Ostmitteleuropa, Altersabhängigkeitsquotient in %
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Durchschnittliche Tagesumsätze am Devisenmarkt (2007) in Mrd. US-Dollar

Quelle: IMF, Deutsche Bank Research
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Chronik

Vom 21. Oktober bis zum 03. November 2008
21.10. 2008 Im Rahmen der Gesundheitsreform verabschiedet der Sejm das Gesetz zur obligatorischen Umwandlung der 

Krankenhäuser in Kapitalgesellschaften auf der Grundlage des Handelsrechts, deren Kapital den Selbstverwaltungen 
unterstellt wird. Staatspräsident Lech Kaczyński hatte sich in der vergangenen Woche gegen diese Reform aus-
gesprochen und die Möglichkeit eines Referendums erwogen.

22.10.2008 Auf seiner viertägigen Chinareise triff t sich Ministerpräsident Donald Tusk mit dem chinesischen Ministerpräsidenten 
Wen Jiabao und dem Vorsitzenden der Kommunistischen Partei, Hu Jintao, sowie mit Wirtschaftsvertretern, um 
chinesische Investitionen in Polen, u.a. im Rahmen der Fußball-Europameisterschaft EURO 2012, anzuregen. Vor 
der Reise hatte Tusk zu verstehen gegeben, dass die Menschenrechtsfrage in China nicht thematisiert werden solle; 
beide Länder hätten ihre eigenen Ansichten, wie das Verhältnis von Staat und Bürgern aussehen solle. Im August 
hatte Tusk wegen der Ereignisse in Tibet nicht an der Eröff nungsfeier der Olympiade in Peking teilgenommen. Der 
stellvertretende Außenminister Ryszard Schnepf bezeichnet die Gespräche mit der chinesischen Führung als Erfolg 
der polnischen Diplomatie. Alle 40 Teilnehmer des diese Woche in Peking stattfi ndenden Asien-Europa-Gipfels 
hätten sich um solche Begegnungen bemüht, China hätte sechs davon ausgewählt, darunter Polen.

23.10.2008 Auf Antrag der Staatsanwaltschaft entbindet Ministerpräsident Donald Tusk Regierungsbeamte von der Schwei-
gepfl icht, um Ermittlungen zu ermöglichen, ob die USA in den Jahren 2002–2005 in Polen illegal Terroristen 
festgehalten haben. Angehört werden sollen u.a. die ehemaligen Ministerpräsidenten Leszek Miller, Marek Belka, 
Kazimierz Marcinkiewicz und Jarosław Kaczyński.

Anm.: CZK = tschechische Krone, HUF = ungarischer Forint, PLN = polnischer Złoty
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24.10.2008 Der Sejm lehnt ein Gesetzesprojekt von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS) zur Rentenkür-
zung für ehemalige Funktionäre der Geheimdienste der Volksrepublik ab. Danach sollten die Betreff enden die 
Mindestrente bzw. für die Dienstzeit vor 1957 keine Rente erhalten. Der Entwurf sah auch vor, dass ehemalige 
Geheimdienstoffi  ziere der Volkrepublik maximal zehn Jahre lang öff entliche Ämter bekleiden dürfen. Der vom Sejm 
in die Ausschüsse weitergeleitete Gesetzesentwurf der Bürgerplattform (Platforma Obywatelska – PO) sieht vor, die 
Renten der Geheimdienstfunktionäre der Volksrepublik niedriger als derzeit zu berechnen: Nach Einschätzungen 
der PO wären ca. 30.000 Personen betroff en, deren Rentenbezüge sich von 2010 an um ca. 600 Mio. Złoty jährlich 
verringern würden. Diese Summe solle den Opfern der Volkrepublik zugute kommen.

24.10.2008 Auf einer Pressekonferenz während des Asien-Europa-Gipfels betont Ministerpräsident Donald Tusk, dass die gegen-
wärtige weltweite Finanzkrise nicht dazu verleiten dürfe, die Arbeit am neuen Klimavertrag, der sich an das 2012 
ablaufende Kyoto-Protokoll anschließen soll, zu vernachlässigen. Polen, Dänemark und Indonesien arbeiteten den 
neuen Vertrag aus. Der Vertrag müsse aber so formuliert werden, dass er die wirtschaftliche Entwicklung derjenigen 
Länder nicht gefährde, die auf die Energieversorgung v.a. durch Kohlekraftwerke angewiesen seien. Dazu gehöre auch 
Polen, dessen Energie zu ca. 95 % aus fossilen Brennstoff en stamme. Mit dem südkoreanischen Staatspräsidenten 
Lee Myung-bak hatte Tusk am Vortag über Hilfe beim Bau von Atomkraftwerken gesprochen.

26.10.2008 In einem Interview für den Fernsehsender CNN zeigt sich Außenminister Radosław Sikorski besorgt über die 
Erhöhung der Militärausgaben Russlands. Russland strebe nicht mehr das westliche Gesellschaftsmodell an, sondern 
forciere die innere Integration gegen Bedrohungen von außen. Polen sei sensibel für diese Veränderungen, da es 
nicht nur der östlichste Nato-Partner sei, sondern auch mit Russland in engen wirtschaftlichen Verbindungen stehe. 
Eine Ära der Konfrontation läge daher in niemandes Interesse.

27.10.2008 Nach einem Treff en mit dem Vorsitzenden der Oppositionspartei Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość 
– PiS), Jarosław Kaczyński, teilt Ministerpräsident Donald Tusk mit, dass die Regierung einen Fahrplan für den 
Beitritt Polens zur Eurozone 2011 erarbeitet habe. Kaczyński habe deutlich gemacht, dass nach Einschätzung von 
PiS dieser Termin zu früh sei und nicht unterstützt würde. Tusk kündigte ein Treff en mit allen Fraktionsvorsitzenden 
zur Einführung des Euro an.

28.10.2008 Die Regierung beschließt den Fahrplan zur Einführung des Euro zum 1. Januar 2012. Ab Mitte 2011 soll Polen 
dem Europäischen Wechselkursmechanismus II (WKM II) beitreten. Im November d.J. soll ein Regierungsbeauf-
tragter für die Umstellung der Währung berufen werden. 

28.10.2008 Nach der Zusammenkunft des Kabinettrats zeigt sich Staatspräsident Lech Kaczyński off en für eine Diskussion über 
die Einführung des Euro. Eine Beitrittsperspektive sei auch für die Partner Polens ein gutes Signal und trüge zur 
Stabilität des polnischen Finanzmarktes und zur wirtschaftlichen Entwicklung bei. Für die Einführung des Euro 
bedarf es der Unterstützung des Staatspräsidenten und der Opposition, um eine Änderung der Verfassung und des 
Gesetzes über die Polnische Nationalbank (Narodowy Bank Polski – NBP) vornehmen zu können.

29.10.2008 Der Senat lehnt den Antrag von Staatspräsident Lech Kaczyński auf ein Referendum zur Kommerzialisierung 
von Gesundheitseinrichtungen, die nach Einschätzung Kaczyńskis zur Privatisierung von Krankenhäusern führen 
könne, ab.

30.10.2008 Der Chef der Präsidialkanzlei, Piotr Kownacki, dementiert, dass Staatspräsident Lech Kaczyński dem von der 
Regierung Anfang der Woche verabschiedeten Termin der Euroeinführung zum Jahr 2012 zugestimmt habe. Dies 
sei von den Medien kolportiert worden. Kaczyński präferiere wie auch die Oppositionspartei Recht und Gerechtig-
keit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS) die Einführung des Euro in acht bis zehn Jahren.

31.10.2008 Staatspräsident Lech Kaczyński spricht sich für die Durchführung eines Referendums über den Termin der Euro-
einführung in Polen aus. Er halte das von der Regierung angestrebte Datum (1.1. 2012) für ausgesprochen mutig. 
Nicht zur Diskussion stehe dagegen die Einführung selbst, da Polen sich durch den EU-Beitrittsvertrag dazu ver-
pfl ichtet habe.

02.11.2008 Als Reaktion auf Äußerungen des neuen Vorsitzenden des Polnischen Fußballverbands (Polski Związek Piłki Nożnej 
– PZPN), Grzegorz Lato, dementiert Sportminister Mirosław Drzewiecki, dass es mit Deutschland Gespräche über 
die Austragung der Fußballeuropameisterschaft EURO 2012 in Polen und Deutschland, statt wie geplant in Polen 
und der Ukraine gegeben habe. Sollte der ukrainische Partner organisatorische Schwierigkeiten haben, könne aber 
erwogen werden, mehr Spiele als bisher geplant in Polen durchzuführen.

03.11.2008 Der Präsident der Polnischen Nationalbank (Narodowy Bank Polski – NBP), Sławomir Skrzypek, spricht sich für 
die Einführung des Euro zum 1.1. 2012 aus. Unter technisch-organisatorischen Gesichtspunkten sei dieser Termin 
realistisch. Er hebt hervor, dass vor dem Beitritt des Złoty zum Europäischen Wechselkursmechanismus II (WKM 
II) politische Einigkeit herrschen müsse, damit diese Phase nicht durch politische Kontroversen gestört werde.
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